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Abkiirzungsverzeichnis

SPK-SR Staatspolitische Kommission des Standerats

SGK-SR Kommission flr soziale Sicherheit und Gesundheit des Standerates

SGK-NR Kommission fur soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates

SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats

EO Erwerbsersatzordnung

SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

SGV Schweizerischer Gewerbeverband

SGB Schweizerischer Gehdrlosenverbund

EOG Bundesgesetz Uber den Erwerbsersatz fir Dienstleistende und bei
Mutterschaft
(Erwerbsersatzgesetz)

SAV Schweizerischer Arbeitgeberverband

FER Fédération des Entreprises Romandes

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des Etats

CSSS-CE (Eltorpmission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des

ats

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national

APG allocations pour perte de gain

UssSs Union syndicale suisse

USAM Union suisse des arts et métiers

FSS Fédération Suisse des Sourds

LAPG Loi fédérale sur les allocations pour perte de gain en cas de service et de
maternité (Loi sur les allocations pour perte de gain)

UPS Union Patronale Suisse

FER Fédération des Entreprises Romandes
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STANDESINITIATIVE
DATUM: 25.08.2022
MARC BUHLMANN

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 30.11.2018
ANJA HEIDELBERGER

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Parlamentsmandat

Gleich vier Standesinitiativen verlangten eine bessere Vereinbarkeit von Mutterschaft
und Parlamentsmandat. Die Kantone Zug (Kt.lv. 19.311), Basel-Landschaft (Kt.lv. 20.313),
Luzern (Kt.lv. 20.323) und Basel-Stadt (Kt.lv. 21.311) beanstandenden, dass eine Frau laut
geltendem Recht ihre Mutterschaftsentschadigung verliere, wenn sie wahrend ihres
Mutterschaftsurlaubs ihrer Tatigkeit als Parlamentarierin  nachkomme und
Sitzungsgelder erhalte. Die Parlamentstatigkeit sei aber mit Erwerbstétigkeit nicht
gleichzusetzen, da es sich um ein durch die Wahlbevdlkerung erteiltes politisches
Mandat handle.

Die SPK-SR und die SPK-NR erteilten allen vier Vorstdssen ihre Zustimmung und die
stdnderétliche Kommission arbeitete einen Entwurf fir eine Revision des
Erwerbsersatzgesetzes aus, der Mitte August 2022 in die Vernehmlassung geschickt
wurde. Vorgesehen sind Ausnahmeregelungen fur Sitzungen, bei denen eine
Stellvertretung nicht maoglich ist - auf nationaler Ebene also die Ratssitzungen.
Umstritten war, ob die Ausnahmen auch fur Kommissionssitzungen gelten sollen.
Aufgenommen wurden schliesslich auch Kommissionstéatigkeiten, allerdings nur dann,
wenn keine Stellvertretungsregelung besteht. Die Kommission hatte auch einen
Einbezug von Exekutiv- und Judikativmandaten sowie eine Ausweitung auf alle Frauen,
also auch solche ohne politisches Mandat, diskutiert, diese Uberlegungen aber
schliesslich verworfen. Die Vernehmlassung dauerte bis November 2022. '

Sozialpolitik

Soziale Gruppen
Familienpolitik

Im November 2018 veréffentlichte der Bundesrat die Botschaft fiir eine Anderung des
Erwerbsersatzgesetzes (EOG) zur Mutterschaftsentschadigung bei langerem
Spitalaufenthalt des Neugeborenen, wie sie die Motion der SGK-SR vom August 2016
(Mo. 16.3631) gefordert hatte. Grund fur die Revision des EOG sei eine Rechtslicke bei
der Mutterschaftsentschadigung, da die Mtter bei Uber dreiwdchigem Spitalaufenthalt
der Neugeborenen heute zwar die Mutterschaftsentschadigung aufschieben kénnten,
jedoch weder das EOG noch eine andere Versicherung bei Aufschub der
Mutterschaftsentschadigung Leistungen vorsédhen. Daher schlug der Bundesrat 56
zusétzliche Entschadigungstage (Wochentage, nicht Arbeitstage) sowie eine
Verléangerung des Mutterschaftsurlaubs und des Schutzes vor Kindigung zur Unzeit vor,
sofern Neugeborene mindestens drei Wochen im Spital verbleiben mussten und die
Mutter nach dem Mutterschaftsurlaub ihre Erwerbstétigkeit wieder aufnéhmen. Die
Zusatzkosten von jahrlich CHF 5.9 Mio. wirden durch die aktuellen Einnahmen der EO
gedeckt.

Bei der Vernehmlassung von Marz bis Juni 2018, an der sich alle 26 Kantone, funf im
eidgendssischen Parlament vertretene Parteien sowie zahlreiche Verbande beteiligten,
traf der Vorschlag ausser bei der SVP und dem Gewerbeverband mehrheitlich auf
Zustimmung. Die SVP argumentierte, dass die Erholung der Mutter und der Aufbau einer
Bindung zum Kind - der Zweck des Mutterschaftsurlaubs - auch im Spital geschehen
kénnten. Der SGV hielt die Nachweispflicht fur die Mutter, dass sie bereits vor der
Geburt geplant héatten, nach dem Mutterschaftsurlaub wieder zu arbeiten, flr
unpraktikabel und forderte das Vorliegen eines gultigen Arbeitsvertrags. Auch SAV, SGB
und Travail.Suisse erachteten diesen Nachweis als zu komplex und sprachen sich
stattdessen fiir eine Uberprifung durch die Ausgleichskassen anhand der spater
entrichteten Beitrage aus, wahrend die SP eine Ausdehnung der Entschadigung auf alle
Frauen unabhangig ihrer Erwerbstatigkeit forderte. Darliber hinaus kritisierten SGB und
Travail.Suisse, dass die Vorlage nicht alle Licken im sozialen Netz bezuglich
Mutterschaftsentschadigung schliesse. ?
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.12.2022
VIKTORIA KIPFER

In der Wintersession 2022 stimmte der Nationalrat erstmals Uber eine
parlamentarische Initiative Kessler (glp, SG) ab, welche eine Ubertragung des
Mutterschaftsurlaubs auf hinterbliebene Vater vorsieht, sollte die Mutter wahrend des
14-wdchigen Mutterschaftsurlaubs versterben. Im Vorfeld hatte die SGK-NR einen
Entwurf in die Vernehmlassung geschickt, der forderte, dass nach dem Ableben der
Mutter oder des Vaters unmittelbar nach der Geburt eines Kindes der Elternurlaub des
verstorbenen Elternteils dem verbleibenden Elternteil zusatzlich zum bereits
bestehenden Urlaub gewahrt werden solle. In der Vernehmlassung wurde die
Ubertragung des Vaterschaftsurlaubs auf die Mutter von den Kantonen Nidwalden und
St. Gallen lediglich unter Vorbehalt akzeptiert, unter anderem da die Regelung solcher
Einzelfélle mehrheitlich den Sozialpartnern Uberlassen sein sollte. Bei der Mehrheit der
Vernehmlassungsteilnehmenden, darunter 22 Kantone, alle stellungnehmenden
Parteien oder etwa die FER und der SGB, stiess der urspringliche Entwurf im Grunde
jedoch auf Anklang. Mit dem SAV und dem SGV lehnten zwei Sozialpartner den Entwurf
ganzlich ab, ebenso wie der Kanton Thurgau. Bei der Ausgestaltung der Urlaube zeigten
sich die Vernehmlassungsteilnehmenden gespalten. So sprachen sich sowohl die
Kantone Appenzell-Innerrhoden, Glarus, Schaffhausen und Uri als auch die SVP und
GastroSuisse gegen die Kumulation des Mutter- und Vaterschaftsurlaubs im Todesfall
der Mutter oder des anderen Elternteils aus. Die Kantone Graubinden und Zug sowie
die FDP sahen lediglich bei der Ubertragung des Vaterschaftsurlaubs auf die
hinterbliebene Mutter vom Mehrheitsantrag der SGK-NR ab. Der Kanton Aargau dagegen
stellte sich gegen eine Kumulation von Mutter- und Vaterschaftsurlaub im Falle des
Ablebens der Mutter. Die Mehrheit der SGK-NR entschied sich in Anbetracht der
Ergebnisse der Vernehmlassung mit 17 zu O Stimmen (bei 4 Enthaltungen) dazu, auf den
Anspruch auf einen zweiwdchigen Vaterschaftsurlaub bei Ableben des Vaters zu
verzichten und lediglich beim Tod der Mutter dem verbliebenen Elternteil den 14-
wochigen Mutterschaftsurlaub zu gewahren.

Uber die nachtragliche Anderung am Entwurf nicht erfreut zeigten sich im Nationalrat
zwei Minderheiten: Der erste Minderheitsantrag Mettler (glp, BE) forderte eine Berufung
auf die ursprungliche Vernehmlassungsvorlage und zielte somit darauf ab, den
Anspruch auf den Vaterschaftsurlaub zu bewahren. Des Weiteren solle bei Ableben der
Mutter der Anspruch auf Vaterschaftsurlaub nicht ganzlich erléschen, sondern mit dem
Ubertragenen Mutterschaftsurlaub kumuliert werden. Noch weiter ging der
Minderheitsantrag Flavia Wasserfallen (sp, BE), welcher forderte, dass der
hinterbliebene Elternteil - egal ob Vater oder Mutter - insgesamt 20 Wochen
Elternurlaub erhalten solle. Der Bundesrat beantragte dem Nationalrat, dem
Minderheitsantrag Mettler Folge zu leisten, da dieser die Forderungen der
parlamentarischen Initiative am besten zur Geltung bringe. Dieser erste
Minderheitsantrag konnte sich gegenliber dem Mehrheitsantrag mit 112 zu 76 Stimmen
(bei 5 Enthaltungen) behaupten, wobei sich lediglich die geschlossenen SVP- und FDP-
Fraktionen fir den Vorschlag der Kommissionsmehrheit aussprachen. Auch bei der
Gegenulberstellung der Minderheitsantrage Mettler und Flavia Wasserfallen nahm der
Nationalrat mit 122 zu 69 (bei 2 Enthaltungen) ersteren an, wahrend der
Minderheitsantrag Flavia Wasserfallen lediglich auf die Unterstutzung der
geschlossenen SP- und Grlinen-Fraktionen zéhlen konnte. In der Gesamtabstimmung
nahm die grosse Kammer den so abgeénderten Entwurf auf Antrag des Bundesrats mit
171 zu 1 Stimme (bei 20 Enthaltungen) an. ®

1) Vorentwurf und Bericht SPK-SR vom 22.8.22; TZ, 20.10.22
2) BBI 2020, S. 141 ff.; Ergebnisbericht Vernehmlassung
3) ABNR, 2022, S. 2391 ff.; BBI 2022 2515; BBI 2022 2742; Bericht SGK-NR vom 19.08.22
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